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> �Erbringer von 
Gesundheitsdienstleistungen können 
Leistungen einer Prävention und 
Vorsorge neu auch außerhalb einer 
Gesundheitseinrichtung erbringen 

Von Petra Budíková, Kristina Kedroňová
Rödl & Partner Prag

Einleitend 

>	� Das tschechische Gesetz über Gesundheitsdienst-
leistungen führte zum 31. Mai 2017 für Erbringer 
von Gesundheitsdienstleistungen neu die Möglich-
keit ein, präventive und Vorsorgeleistungen außer-
halb ihrer Gesundheitseinrichtung zu erbringen. In 
der Tschechischen Republik gilt allgemein die Regel, 
dass Gesundheitsdienstleistungen mit Blick auf die 
Gewährleistung ihrer Sicherheit und Qualität nur in 
Gesundheitseinrichtungen oder an Orten erbracht 
werden können, die in der Berechtigung zur Erbrin-
gung von Gesundheitsdienstleistungen angeführt 
sind (z.B. Krankenhäuser, Praxen, Einrichtungen 
der ambulanten Fürsorge, Apotheken etc.). In 
diesem Zusammenhang sind nur einige wenige 
gesetzliche Ausnahmen zulässig. 

Eine weitere gesetzliche Ausnahme führte nun die Novelle 
des Gesetzes über Gesundheitsdienstleistungen mit Wirk-
samkeit zum 31. Mai 2017 ein. Neu können Erbringer von 
Gesundheitsdienstleistungen ihre Leistungen im Rahmen 
präventiver und Vorsorgeleistungen sowie Früherken-
nung auch außerhalb ihrer Gesundheitseinrichtung, z.B. in 
mobilen Einrichtungen, erbringen.

Aktuell werden diverse präventive Veranstaltungen zur 
Förderung der Gesundheit durch Kampagnen bzw. Organi-
sationen erbracht, die nicht als Erbringer von Gesundheits-
dienstleistungen gelten. Im Rahmen dieser Events werden 
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auch Fachleute (Ärzte, Pharmazeuten etc.) geladen, wobei 
diese nur eine eingeschränkte Möglichkeit zur Erbringung 
von Gesundheitsdienstleistungen haben. 

Was bedeutet die gegenständliche Novelle? 

Die Novelle formuliert die Bedingungen für die Erbringung 
von Gesundheitsdienstleistungen im Bereich der Prävention 
in einem spezifischen Umfeld, wobei deren Erbringung aus 
Sicht des Schutzes der öffentlichen Gesundheit begründet 
ist. Es handelt sich z.B. um verschiedene Screenings und 
andere Untersuchungen ausgewählter biochemischer Para-
meter auf öffentlichen Plätzen im Rahmen von Vorsorge-
veranstaltungen wie dem „Monat der Gesundheit“, dem 
„Tag für den Kampf gegen den Krebs“ etc. Als Unter-
suchung biochemischer Parameter können im Sinne der 
gegenständlichen Novelle ein Selfmonitoring bei Diabetes, 
ein Screening von Infektionen etc. gesehen werden. Vorteil 
für den Erbringer von Gesundheitsdienstleistungen ist, dass 
er in diesem Fall keine Dokumentation führen muss. 

Die Berechtigung zur Erbringung von Gesundheitsdienst-
leistungen außerhalb seiner Gesundheitseinrichtung ist 
jedoch abhängig von einer vorherigen Genehmigung der 
zuständigen Bezirksbehörde. 

Bedingungen für die Ausgabe einer Genehmigung der 
zuständigen Bezirksbehörde: 

>	� die Genehmigung wird auf Antrag hin erteilt,
>	� die Genehmigung wird für Gesundheitsdienstleistungen 

ausgegeben, die der Erbringer bereits im Rahmen seiner 
Tätigkeit erbringen darf,

>	� es dürfen nur solche Gesundheitsdienstleistungen im 
Rahmen präventiver und Vorsorgeleistungen erbracht 
werden, deren Erbringung nicht von einer technischen 
Ausstattung abhängig ist, die in der Gesundheitsein-
richtung für deren Vornahme erforderlich ist (solche 
Anforderungen folgen für die einzelnen Einrichtungen 
aus den Rechtsvorschriften – z.B. die Möglichkeit einer 
Vornahme einer Leistung nur in einem Labor oder 
einem OP-Saal)

>	� eine Genehmigung kann nur auf Grundlage einer 
Zustimmung (verbindliche Stellungnahme) des Bezirks-
gesundheitsamtes erteilt werden, in dessen Einzugs-
bereich die Gesundheitsdienstleistungen erbracht 
werden.

Die Genehmigung wird für längstens ein Jahr erteilt. Die 
Entscheidung trifft die Bezirksbehörde, in deren Verwal-
tungsbereich die Gesundheitsdienstleistungen außerhalb 
der Gesundheitseinrichtung erbracht werden.

Erfordernisse des Antrages auf Erteilung einer Genehmi-
gung der Bezirksbehörde:

>	� Identifikationsangaben des Erbringers in einem Umfang 
entsprechend der Entscheidung über die Erteilung der 

Berechtigung zur Erbringung von Gesundheitsdienst-
leistungen,

>	� Definierung der Tätigkeiten, die außerhalb der Gesund-
heitseinrichtung erbracht werden,

>	� Ort, an dem die Gesundheitsdienstleistungen außerhalb 
der Gesundheitseinrichtung erbracht werden sollen,

>	� Zeitraum, über den die Genehmigung erteilt werden 
soll, festgelegt mit einem konkreten Datum.

Der Antragsteller ist verpflichtet dem Antrag auf Erteilung 
einer Genehmigung eine Kopie der Entscheidung über die 
Erteilung einer Berechtigung zur Erbringung von Gesund-
heitsdienstleistungen und eine verbindliche Stellungnahme 
des Bezirksgesundheitsamtes beizufügen. Wird der Antrag 
der Bezirksbehörde vorgelegt, die die Berechtigung zur 
Erbringung von Gesundheitsdienstleistungen ausgegeben 
hat, muss die Kopie dieses Bescheides nicht beigefügt 
werden. In dem Antrag auf Ausgabe einer verbindlichen 
Stellungnahme des Bezirksgesundheitsamtes sind die glei-
chen Angaben anzuführen, die oben für die Erteilung einer 
Genehmigung durch die Bezirksbehörde angegeben sind. 
Ferner sind hygienische und epidemiologische Maßnahmen 
zur Vermeidung einer Entstehung und Verbreitung von 
Infektionskrankheiten bei der Erbringung der Gesundheits-
dienstleistungen anzuführen. Die Frist für die Ausgabe der 
verbindlichen Stellungnahme beträgt 30 Tage, in kompli-
zierten Fällen 60 Tage.

Die Frist für die Ausgabe einer Genehmigung der Bezirks-
behörde beträgt ebenfalls 30 Tage, in komplizierten Fällen 
60 Tage.

Unsere Kanzlei ist gern bereit, Mandanten bei der Erlan-
gung einer Genehmigung zur Erbringung von Gesund-
heitsdienstleistungen außerhalb einer Gesundheitsein-
richtung und bei der Erledigung des Antrags auf eine 
verbindliche Stellungnahme des Bezirksgesundheitsamtes 
zu beraten.

Ihr Ansprechpartner

JUDr. Petra Budíková, LL.M. 
Rechtsanwältin 
Associate Partner
Tel.:	 +420 236 163 730
E-Mail:	 petra.budikova@roedl.cz
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> �Aus Deutschland überlassene 
Maschinen

Von Milan Mareš, Rödl & Partner Brünn

Einleitend 

>	� Wird ein Mietgegenstand auf vertraglicher Grund-
lage (meistens durch einen Mietvertrag über 
bewegliche Sachen) von einem ausländischen 
Vermieter zur Nutzung in Tschechien überlassen, 
ist der Mietzins beim ausländischen Vermieter nach 
§ 22 EStG Nr. 586/1992 Gbl. (nachfolgend nur 
„EStG“) in Tschechien steuerpflichtig. 

Bei Steuerpflichtigen nach § 2 Abs. 3 und § 17 Abs. 4 EStG 
(natürlichen Personen und Körperschaften, die in Tsche-
chien beschränkt steuerpflichtig sind – Anm. des Autoren) 
sind die Einkünfte, die ihnen von Steuerpflichtigen nach § 2 
Abs. 2 und § 17 Abs. 3 EStG und von Betriebsstätten der 
Steuerpflichtigen nach § 2 Abs. 3 und § 17 Abs. 4 (natür-
lichen Personen und Körperschaften, die in Tschechien 
unbeschränkt steuerpflichtig sind – Anm. des Autoren) für 
die Überlassung von beweglichen Sachen oder Teilen davon 
zur Nutzung in Tschechien gewährt werden, in Tschechien 
steuerpflichtig. 

Den ausländischen natürlichen Personen oder Körper-
schaften entsteht in Tschechien eine beschränkte Steuer-
pflicht. Der anzuwendende Pauschalsteuersatz ist in § 36 
EStG wie folgt definiert: 

Bei den in Tschechien beschränkt Steuerpflichtigen unter-
liegen die Einkünfte aus der Überlassung von beweglichen 
Sachen oder Teilen davon zur Nutzung in Tschechien dem 
Pauschalsteuersatz von 15 Prozent, bzw. dem Pauschal-
steuersatz von 5 Prozent, wenn Finance-Leasingverträge 
abgeschlossen werden. 

Ist eine der Vertragsparteien eine ausländische natürliche 
Person oder Körperschaft, muss das Doppelbesteuerungs-
abkommen (wenn besteht) geprüft werden. Das deutsch-
tschechische DBA, das zu den ältesten DBA gehört, wurde 
im Jahre 1984 abgeschlossen. 

Nach Art. 12 des deutsch-tschechischen DBA sind Lizenzge-
bühren Vergütungen jeder Art, die für die Benutzung sowie 
das Recht auf Benutzung von Urheberrechten an literarischen, 
künstlerischen oder wissenschaftlichen Werken, einschließ-
lich kinematographischer Filme, von Patenten, Marken oder 
Modellen, Plänen, geheimen Formeln oder Verfahren, bzw. 
für die Benutzung oder das Recht auf Benutzung indus-
trieller, gewerblicher oder wissenschaftlicher Ausrüstungen 
oder für die Mitteilung gewerblicher, kaufmännischer oder 
wissenschaftlicher Erfahrungen gezahlt werden.

Die Lizenzgebühren, die an eine deutsche natürliche Person 
oder Körperschaft gezahlt werden, können in Tschechien 
nach tschechischem Steuerrecht besteuert werden, wobei 
der Steuersatz auf 5 Prozent der Brutto-Lizenzgebühren 
beschränkt ist. 

Die Überlassung einer Maschine von Deutschland 
aus zur Nutzung in Tschechien durch einen Mietver-
trag oder einen Finance-Leasingvertrag unterliegt in 
Tschechien der Pauschalsteuer von 5 Prozent. 

Es bietet sich die Frage, wann und wie die Steuer dem 
tschechischen Finanzamt zu bezahlen ist. Die Antwort steht 
im § 38 EStG: 

Die Einkünfte und Vorauszahlungen, die durch § 36 
EStG geregelt sind, unterliegen der Pauschalsteuer. Der 
Steuerschuldner hat die Pauschalsteuer bei Gewährung 
oder Überweisung des Entgeltes an den Steuerpflich-
tigen einzubehalten. Wird das Entgelt für die Überlas-
sung von beweglichen Sachen zur Nutzung in Tsche-
chien an einen beschränkt Steuerpflichtigen bezahlt, 
muss die Pauschalsteuer spätestens am Tag einbehalten 
werden, an dem die Verbindlichkeiten nach anderen 
gesetzlichen Vorschriften (gemeint wird vor allem das 
Rechnungslegungsgesetz Nr. 563/1991 Gbl.) buchungs-
pflichtig sind. 

Diese Verbindlichkeiten werden in der Regel nach Miet- 
oder Leasingverträgen verbucht. Ist im Vertrag der Tag 
festgesetzt, an dem der tschechische Steuerschuldner das 
Entgelt zu bezahlen hat (z.B. zum Monatsletzten), ist die 
Pauschalsteuer an diesem Tag zu verbuchen. 

Wird über den Mietzins einmal jährlich rückwirkend oder 
im Voraus abgerechnet, gilt jedoch Folgendes.

Der Steuerschuldner ist verpflichtet, die Pauschalsteuer 
seinem örtlich zuständigen Finanzamt bis Ende des Monats 
zu bezahlen, der auf den Kalendermonat folgt, in dem die 
Steuer einbehalten worden ist. Ist eine Gesellschaft nach 
den vertraglichen Regelungen verpflichtet, die Verbindlich-
keiten zum 31. Januar zu verbuchen, hat sie die Pauschal-
steuer bis Ende Februar zu bezahlen. Darüber hinaus ist 
dem Finanzamt die Meldung über den Steuerabzug abzu-
geben. 

Werden die Mietverbindlichkeiten von der tschechischen 
Gesellschaft jedoch früher erfüllt (z.B. im Dezember), muss 
die Pauschalsteuer bis Ende Januar erklärt und bezahlt 
werden (die Bezahlung geht der Verbuchung der Verbind-
lichkeiten voran). 

Der Steuereinbehalt wird oft unrichtig durchgeführt. Auch 
die Steuerverwaltungen, die von den Hinweisen für die 
Ausfüllung der Meldung über den Steuerabzug ausgehen, 
sind sich nicht einig, wann die Pauschalsteuer zu bezahlen 
ist. 
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Neben den Änderungen, über die wir in unseren älteren 
Ausgaben berichtet haben, enthält das Schreiben noch 
folgende Weisungen: 

>	� nicht meldepflichtig sind die Zuzahlungen zum Fahr-
preis, die in Fahrzeugen des öffentlichen Personenver-
kehrs geleistet werden,

>	� Die NACE-Position 45.4 wurde erweitert – ab der zweiten 
Etappe der elektronischen Bargeldgeschäftsmeldungen 
sind auch die Bargeldgeschäfte von Großhandel und 
Einzelhandel aus Motorrädern, Mopeds, Ersatzteilen 
und Zubehör einschließlich Bargeldgeschäften aus 
Vermittlingsleistungen und Versand meldepflichtig,

>	� Es wurden die Online-Zahlungsmethoden per Zahlungs-
tore präzisiert,

>	� Es wurde die Umsatzsteuer aus dem Trinkgeld kommen-
tiert. 

Wird vertraglich vereinbart, dass der Mieter alle Kosten zu 
tragen hat, die bei der Bezahlung des Mietzinses anfallen, 
können dadurch Schwierigkeiten entstehen. Der ausländi-
sche Zahlungsempfänger verfolgt mit dieser Regelung das 
Ziel, den vollen Mietzins zu erhalten, ohne die tschechische 
Steuer tragen zu müssen. Eine solche Regelung ist zwar 
möglich, hat jedoch die Doppelbesteuerung zur Folge. 

Obwohl der verspätete Einbehalt der Pauschalsteuer in der 
Regel nicht sanktioniert wird, möchten wir darauf hinweisen, 
dass das Finanzamt berechtigt ist, Zinsen zu erheben. Wird 
die Steuer für eine andere natürliche Person oder Gesell-
schaft (den Vermieter) bezahlt, entsteht dem Zahlungsemp-
fänger ein geldwerter Vorteil. 

Sollten Sie sich bei Ihren Mietverhältnissen unsere beratende 
Unterstützung wünschen, so stehen wir Ihnen gerne zur 
Verfügung.

Ihr Ansprechpartner

Ing. Milan Mareš
Steuerberater 
Associate Partner
Tel.:	 +420 530 300 510
E-Mail:	 milan.mares@roedl.cz

>	� Gesetzgebung

Von Alexander Novák, Rödl & Partner Prag

Schreiben der Generalfinanzdirektion betr. 
elektronische Bargeldgeschäftsmeldungen, 
Version 2.0

Die Generalfinanzdirektion hat ein neues Schreiben betref-
fend die Anwendung des Gesetzes über elektronische 
Bargeldgeschäftsmeldungen erlassen. Dieses Schreiben 
ändert u.a. die Voraussetzungen für meldefreie Bargeld-
geschäfte aus der Nebentätigkeit von gemeinnützigen 
Vereinen. Die Bargeldgeschäfte aus der Nebentätigkeit 
der gemeinnützigen Vereine sind meldepflichtig, wenn die 
in bar, mit Zahlungskarten oder Schecks vereinnahmten 
Zahlungen jährlich TCZK 300 (die Meldeschwelle lag früher 
bei TCZK 175) bzw. 5 Prozent aller Einkünfte überschreiten. 
In die Meldeschwelle werden die Bargeldgeschäfte aus 
allen Nebentätigkeiten einbezogen. Es gilt auch weiterhin, 
dass die Bargeldgeschäfte aus der gemeinnützigen Haupt-
tätigkeit von gemeinnützigen Vereinen nicht meldepflichtig 
sind. 

Juni 2017
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Kurzmitteilungen Steuern

Erwerb der Wohneinheit im neugebauten 
Familienhaus

Die Finanzverwaltung hat bestätigt, dass der erste 
entgeltliche Erwerb der Wohneinheit in einem neuge-
bauten Familienhaus grunderwerbsteuerpflichtig ist. 
Von der Grunderwerbsteuer ist nur der erste entgelt-
liche Eigentümerwechsel beim Familienhaus, Grund-
stück oder bei der Einräumung des Baurechtes für den 
Ausbau eines Familienhauses, sowie bei der Wohnein-
heit, die sich aus der Wohnung, Garage, Keller bzw. 
Kammer zusammensetzt und sich in einem Wohnhaus 
befindet, befreit. 

Anwendung des Umsatzsteuergesetzes in 
Zollfreigebieten 

Unter Berücksichtigung des seit 29. Juli 2016 wirk-
samen Zolländerungsgesetzes und der Fragestellungen 
der Steuerpflichtigen hat die Finanzverwaltung einen 
umfassenden Bericht über die Erklärung der Umsatz-
steuer in Zollfreigebieten veröffentlicht. 
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Ihre Ansprechpartner

Ing. Alexander Novák, LL.M.
Steuerberater
Senior Associate
Tel.:			   +420 236 163 253
E-Mail:		 alexander.novak@roedl.cz

Ing. Martina Šotníková
Steuerberaterin
Senior Associate
Tel.:			   +420 236 163 237
E-Mail:		 martina.sotnikova@roedl.cz

> �Rechtsprechung 

Von Lenka Krupičková, Jakub Šotník
Rödl & Partner Prag

Getrennte Erfassung von Forschungs- und 
Entwicklungskosten

Werden die im Einkommensteuergesetz definierten Voraus-
setzungen erfüllt, können die Forschungs- und Entwick-
lungsfreibeträge abgesetzt werden. Steuerpflichtige, die 
Forschungs- und Entwicklungsaufträge ausführen, können 
einige Auftragskosten als Betriebsausgabe und zusätzlich 
als Freibetrag abziehen. Zu den Abzugsvoraussetzungen 
gehört eine transparente Erfassung von Auftragskonten 
– nach dem Schreiben des Finanzministeriums müssen 
die Forschungs- und Entwicklungskosten getrennt erfasst 
werden. Das Oberste Verwaltungsgericht (VerwG) hat in 
seiner jüngsten Entscheidung zur transparenten getrennten 
Erfassung Stellung genommen. 

Das VerwG hat die Erfassung der beim Auftrag ange-
fallenen betrieblichen Aufwendungen und Lohnkosten 
auf Unterkonten ohne Heranziehung von Kostenstellen 
beurteilt. Neben den Kontenausdrucken wurden dem 
Finanzamt folgende Unterlagen vorgelegt: die Abrech-
nung, der das Verhältnis zwischen den Arbeitsstunden und 
den gefahrenen Kilometern bei Dienstreisen zugrunde lag, 
den Auftragsplan, in dem die Aufgaben der am Auftrag 

beteiligten Mitarbeiter und die Auftragsstunden definiert 
wurden, die Lohnkarten der einzelnen Mitarbeiter und 
deren Fahrtenbücher. Nach Auffassung des Finanzamtes 
seien die vorgelegten Unterlagen nicht ausreichend und 
stellen keine transparente Erfassung von Auftragskonten 
dar. Es wurde insbesondere beanstandet, dass aus den 
Unterlagen keine Zurechnung der Aufwendungen den 
Forschungs- und Entwicklungsaufträgen ersichtlich war. 

Das VerwG war mit dem Finanzamt einverstanden und hat 
u.a. bestätigt, dass der vorgelegte Auftragsplan, in dem 
die Aufgabenbereiche und Arbeitsstunden der am Projekt 
beteiligten Mitarbeiter enthalten waren, nicht nachweist, 
dass die Arbeitnehmer tatsächlich beim Auftrag tätig 
waren. Auch aus den Lohnkarten sei es nicht ersichtlich, ob 
die Mitarbeiter am Projekt beteiligt waren bzw. in welchem 
Umfang und ob die Prämien auch für die Auftragsleis-
tungen gewährt wurden. Aus dem Fahrtenbuch sei es 
nach Auffassung des VerwG nicht nachvollziehbar, ob die 
Dienstfahrten mit dem Auftrag zusammenhängen. 

Das VerwG hat hierzu allgemein bestätigt, dass die 
getrennte Erfassung von Forschungs- und Entwicklungs-
kosten bedeutet, dass alle bei der Forschungs- und Entwick-
lungstätigkeit angefallenen Kosten erfasst werden, wobei 
aus dem Auftragsbuch ersichtlich werden muss, dass die 
Forschungs- und Entwicklungskosten beim Forschungsauf-
trag auch angefallen sind. Es muss sichergestellt werden, 
dass die Forschungs- und Entwicklungskosten dem Auftrag 
exakt zugeordnet und mit sonstigen Auftragskosten nicht 
verwechselt werden. Die getrennte Erfassung muss es 
ermöglichen, die Forschungs- und Entwicklungskosten 
zu definieren. Die getrennt erfassten Forschungs- und 
Entwicklungskosten sind des Weiteren durch die Buchhal-
tungsbelege nachzuweisen. 

Frist für die Erstellung des Forschungs- und 
Entwicklungsplans

Das VerwG hat sich des Weiteren in seiner jüngsten Entschei-
dung damit befasst, ob für den Abzug der Forschungs- und 
Entwicklungskosten ein Forschungs- und Entwicklungsplan 
vorliegen bzw. vor der Aufnahme des Forschungs- und 
Entwicklungsauftrags erstellt werden muss. 

Das VerwG hat betont, dass der Forschungs- und Entwick-
lungsfreibetrag abgezogen werden kann, wenn mehrere 
gesetzliche sachliche und formelle Voraussetzungen erfüllt 
sind – z.B. wenn vor der Aufnahme des Forschungs- und 
Entwicklungsauftrags ein Forschungs- und Entwicklungs-
plan erstellt wird. Der Forschungs- und Entwicklungsplan 
stellt dabei einen allgemeinen, kompletten Plan dar und 
dient z.B. bei Betriebsprüfungen als Nachweis, dass der 
Freibetrag abgezogen werden konnte. 

Die Erstellung des Forschungs- und Entwicklungsplans vor 
der Aufnahme des Forschungs- und Entwicklungsauftrags 
ist nach VerwG nur eine der Voraussetzungen für den 
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Abzug des Freibetrags. Der Plan verhindert einen ordnungs-
widrigen Abzug des für die Gesellschaft steuerlich interes-
santen Freibetrags. 

Das Forschungs- und Entwicklungsprojekt der betroffenen 
Gesellschaft wurde jedoch beinahe ein Jahr nach Beginn 
der Forschungs- und Entwicklungstätigkeiten erstellt. Das 
VerwG hat zugelassen, dass ein Schreibfehler vorliegen 
kann, und hat weitere Umstände überprüft, die das Datum 
der Erstellung des Projektes bestätigen oder widerlegen. 
Die Beweismittel wie Protokolle aus Verhandlungen oder 
Vernehmung von Zeugen haben bekräftigt, dass das 
Projekt nachträglich erstellt wurde. Die Tatsache, dass die 
Forschung vor der Erstellung des Projektes aufgenommen 
wurde, ergebe sich des Weiteren direkt aus dem Forschungs- 
und Entwicklungsprojekt – einige Vorbereitungsarbeiten 
und Proben sind vor der Projekterstellung erfolgt.

Ihre Ansprechpartner

Mgr. Lenka Krupičková, LL.M.
Rechtsanwältin, Steuerberaterin
Senior Associate
Tel.:	 +420 236 163 248
E-Mail:	 lenka.krupickova@roedl.cz

Mgr. Jakub Šotník
Rechtsanwalt
Senior Associate
Tel.:	 +420 236 163 210
E-Mail:	 jakub.sotnik@roedl.cz

> �Rolle des Going-Concern-Prinzips

Von Radka Hašplová, Rödl & Partner Prag

Einleitend

>	 �Das Going-Concern-Prinzip – der Grundsatz der 
Unternehmensfortführung – spielt bei der Bilan-
zierung nach tschechischem Recht, deutschem 
Recht (§ 252 HGB) und IFRS eine wichtige Rolle. 
Die letzte Änderung des Prüfungsstandards ISA 
570 vom 15. Dezember 2016 schreibt u.a. eine 
neue Formulierung der Unternehmensfortführung 
in den Prüfungsberichten vor.

Die meisten Bewertungs- und Bilanzierungsgrundsätze 
werden durch das Rechnungslegungsgesetz Nr. 563/1991 
Gbl. geregelt. Die Bücher sind vor allem so zu führen, dass 
der Jahresabschluss verständlich ist und ein den tatsächli-
chen Verhältnissen entsprechendes Bild der Vermögens-, 
Finanz- und Ertragslage vermittelt (True and Fair View). Die 
Ausgestaltung der Buchführung muss den Bilanzlesern des 
Weiteren ermöglichen, nach den Jahresabschlüssen wirt-
schaftliche Entscheidungen zu treffen. 

Die Buchführung ist „true“, wenn sie den tatsächlichen 
Verhältnissen entspricht. Die tatsächlichen Verhältnisse 
müssen jedoch nach den gesetzlichen Bewertungs- und 
Bilanzierungsmethoden verbucht werden. Die Buchführung 
ist „fair“, wenn die gesetzlichen Bewertungs- und Bilanzie-
rungsgrundsätze so angewandt werden, dass der Jahresab-
schluss ein den tatsächlichen Verhältnissen entsprechendes 
Bild der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage vermittelt. 
Zu weiteren Grundsätzen gehört u.a., dass die Bücher 
ordnungsgemäß, vollständig, transparent, verständlich, 
übersichtlich und unveränderbar geführt werden. 

Nach § 7 Abs. 3 RlG sind die Gesellschaften des Weiteren 
verpflichtet, den Jahresabschluss unter Annahme des Grund-
satzes der Unternehmensfortführung auszustellen, wenn 
davon ausgegangen werden kann, dass Anhaltspunkte 
für Ereignisse gegeben sind oder Verhältnisse bestehen, 
die eine erhebliche Unsicherheit über die Fortführung der 
Unternehmenstätigkeit aufwerfen können. Ist bekannt, dass 
solche Ereignisse eintreten, ist die Gesellschaft verpflichtet, 
die Bewertungs- und Bilanzierungsgrundsätze dementspre-
chend zu ändern und im Anhang zu erläutern. 

Das Going-Concern-Prinzip wird durch §§ 25 und 26 IAS 
1 geregelt. Der im Punkt 25 dargestellte Grundsatz der 
Unternehmensfortführung entspricht dem tschechischen 
Bilanzierungsrecht, ist jedoch um die Unsicherheit über 
die Ereignisse und Umstände erweitert, die zu erhebli-
chen Zweifeln über die Unternehmensfortführung führen 
können. Über die unsichere Unternehmensfortführung ist 
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Der Wirtschaftsprüfer hat bei der Jahresabschlussprü-
fung nach ISA 570 zu prüfen, dass bei der Aufstellung 
des Jahresabschlusses das Going-Concern-Prinzip ange-
messen angewandt wurde und dass keine wesentliche 
Unsicherheit über die Unternehmensfortführung besteht. 
Bei diesen Prüfungshandlungen stützt sich der Wirtschafts-
prüfer vor allem auf die Schätzungen der Geschäftslei-
tung. Nach ISA 570 sollte die Unternehmensfortführung 
innerhalb von zwölf Monaten nach dem Erstellungstag 
gewährleistet werden – dieser Zeitraum ist somit länger 
als nach IAS 1.

Stellt der Wirtschaftsprüfer bestandsgefährdende Tatsa-
chen fest, hat er darüber im gesonderten Abschnitt des 
Prüfungsberichtes (d.h. nicht mehr im Abschnitt Hinweis) 
zu berichten. Dieser Abschnitt wird nach den Angaben im 
Anhang formuliert. Seit dem Geschäftsjahr 2017 heißt der 
Abschnitt, in dem die Gefährdung der Unternehmensfort-
führung erläutert wird, „Wesentliche Unsicherheit über die 
Unternehmensfortführung“. Die Unternehmensfortfüh-
rung kann u.a. aus folgenden Gründen gefährdet werden: 
bilanzielle Überschuldung der Gesellschaft, unsichere Finan-
zierung der Geschäftstätigkeit, wesentliche anhängige 
Gerichtsverfahren, Insolvenz über den größten Abnehmer, 
starke Rezession in der Branche oder drohendes Ausfuhr-
verbot. Ist die Unsicherheit im Anhang nicht erläutert, 

nach IAS 1 zu berichten. Wird der Jahresabschluss nicht 
unter Annahme der Unternehmensfortführung aufgestellt, 
ist darüber hinaus anzugeben, aus welchem Grund bei der 
Aufstellung des Jahresabschlusses nicht vom Grundsatz der 
Unternehmensfortführung ausgegangen wurde. 

Nach § 26 IAS 1 hat die Geschäftsleitung bei der Schät-
zung der Unternehmensfortführung alle bekannten Infor-
mationen über die Entwicklung der Gesellschaft innerhalb 
von zwölf Monaten nach dem Bilanzstichtag zu berücksich-
tigen. Im § 26 ist der Umfang dieser Schätzung definiert, 
der von dem Geschäftsverlauf, der aktuellen Ertragslage 
der Gesellschaft und der Verfügung über das Fremdkapital 
abhängig ist. Zu beachten sind aber auch die derzeitigen 
und zu erwartenden Gewinne, Zahlungspläne oder eine 
eventuelle Ersatzfinanzierung. 

Es ist ersichtlich, dass die Geschäftsleitung nach tschechi-
schen Bilanzierungsvorschriften und nach IFRS verpflichtet 
ist, zum Bilanzstichtag die Lage der Gesellschaft und die 
nicht gefährdete Unternehmensfortführung zu prüfen. 
In der Vollständigkeitserklärung nach ISA 580 hat die 
Geschäftsleitung des Weiteren zu bestätigen, dass Schät-
zungen, die der Aufstellung des Jahresabschlusses zu 
Grunde lagen, angemessen angewandt wurden, was u.a. 
das Going-Concern-Prinzip betrifft. 
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Grundlagen bilden

„Unsere Expertise bildet das Fundament unserer Dienstleistungen. Darauf 
bauen wir gemeinsam mit unseren Mandanten auf.“

Rödl & Partner

„Nur mit einer soliden Grundlage am Fuß des Castells können unsere            
spektakulären Menschentürme entstehen.“

Castellers de Barcelona

„Jeder Einzelne zählt“ – bei den Castellers und bei uns.

Menschentürme symbolisieren in einzigartiger Weise die 
Unternehmenskultur von Rödl & Partner. Sie verkörpern unsere Philosophie 
von Zusammenhalt, Gleichgewicht, Mut und Mannschaftsgeist. Sie 
veranschaulichen das Wachstum aus eigener Kraft, das Rödl & Partner zu 
dem gemacht hat, was es heute ist. 

„Força, Equilibri, Valor i Seny“ (Kraft, Balance, Mut und Verstand) ist der 
katalanische Wahlspruch aller Castellers und beschreibt deren Grundwerte 
sehr pointiert. Das gefällt uns und entspricht unserer Mentalität. Deshalb 
ist Rödl & Partner eine Kooperation mit Repräsentanten dieser langen 
Tradition der Menschentürme, den Castellers de Barcelona, im Mai 2011 
eingegangen. Der Verein aus Barcelona verkörpert neben vielen anderen 
dieses immaterielle Kulturerbe.
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E-Mail:		 radka.hasplova@roedl.cz 

muss der Bestätigungsvermerk modifiziert werden (einge-
schränkter Bestätigungsvermerk oder Versagungsvermerk 
mit negativer Gesamtaussage). 

Zum Schluss möchten wir betonen, dass die Bilanzie-
rungsmethoden, nach denen der Jahresabschluss bei der 
Gefährdung der Unternehmensfortführung aufgestellt 
werden sollte, durch IFRS und tschechische Rechnungsle-
gungsstandards nicht geregelt sind. In tschechischen Bilan-
zierungsgrundsätzen wird vor allem auf den „True and fair 
view-Grundsatz“ hingewiesen. Wird die Gesellschaft z.B. 
mit Liquidation aufgelöst, sollten die Maschinen nicht über 
ihre betriebsgewöhnliche Nutzungsdauer abgeschrieben 
und Vorräte nicht mit ihren Anschaffungskosten bewertet 
werden. Die Maschinen und Vorräte sollten mit den – wahr-
scheinlich niedrigeren – Verkaufspreisen angesetzt sein. 

Juni 2017


